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Beratungsfolge Termin Status

 
Ausschuss für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften
 

 
18.08.2026

 
öffentliche
Vorberatung
 

 
Stadtrat

 
26.08.2026

 
öffentliche
Entscheidung
 

 
 
Betreff: Neufassung der Satzung der Stadt Halle (Saale) über die Erhebung von

Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung)
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschließt die Satzung der Stadt Halle (Saale) über die
Erhebung von Verwaltungskosten (Verwaltungskostensatzung).
 
 
 
 
Egbert Geier
Bürgermeister
 
 
 

TOP:
Vorlagen-Nummer: VIII/2026/02868
Datum: 24.07.2026
Bezug-Nummer.
PSP-Element/ Sachkonto: 1.11118.01/58110220
Verfasser: FB Finanzen
Plandatum:



 
Darstellung finanzielle Auswirkungen

Für Beschlussvorlagen und Anträge der Fraktionen

 

Finanzielle Auswirkungen

Aktivierungspflichtige Investition

 

 

 

 

 ja

 ja

 

 

 

 

 nein

 nein

 

Ergebnis Prüfung kostengünstigere Alternative

      

 

Folgen bei Ablehnung

      

 
 

A Haushaltswirksamkeit HH-Jahr ff.

 

Jahr Höhe (Euro) Wo veranschlagt

(Produkt/Projekt)

 

 

Ergebnisplan

Ertrag (gesamt)

2026-2029

      

      

      

      

 12.000,00

      

      

      

      

 diverse Produkte

      

      

      

      

Aufwand 

(gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Finanzplan

Einzahlungen

(gesamt)

2026-2029

      

      

      

      

 12.000,00

      

      

      

      

 diverse Produkte

      

      

      

      

Auszahlungen

(gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

 
 



 
 

 
B Folgekosten (Stand:       ab Jahr Höhe

(jährlich, 

Euro)

Wo veranschlagt

(Produkt/Projekt)

Nach Durchführung

der Maßnahme zu

erwarten

Ertrag (gesamt)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Aufwand (ohne 

Abschreibungen)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

Aufwand 

(jährliche  

Abschreibungen)

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

 
Auswirkungen auf den Stellenplan  ja  nein

Wenn ja, Stellenerweiterung:        Stellenreduzierung:      

   

Familienverträglichkeit:  ja  

Gleichstellungsrelevanz:  ja  

 
Klimawirkung:  positiv  keine  negativ

 
Haushaltskonsolidierungsrelevant  ja  nein
 
Erläuterung:

       

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1 https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html#238920
(Verbraucherpreisindex (inklusive Veränderungen) nach Monaten ab 1991)

Begründung:
 
Eine Überarbeitung der Verwaltungskostensatzung ist notwendig, da die derzeitig gültige
Fassung aus dem Jahr 2015 stammt.
 
Zwischenzeitlich erlangte, neue inhaltliche Kenntnisse aus Rechtsprechung und
Rechtssetzung mussten eingearbeitet und notwendige Kostenanpassungen vorgenommen
werden. Dort wo möglich, erfolgt die Kostenanpassung um 20% und folgt dabei der
Entwicklung der Inflationsrate in Höhe von 26% von Dezember 2015 bis Dezember 2024.1

Darüber hinaus fordert die aktuelle Preisangabenverordnung die Abgrenzung von Brutto-
und Nettobeträgen. Dieser wurde mit der Anpassung der Satzung ebenfalls Rechnung
getragen. 
 
Mit der vorliegenden Neufassung wurden unter Beteiligung aller Organisationseinheiten der
Stadtverwaltung die Kostensätze und der Satzungstext aktualisiert bzw. neu aufgenommen.
Neuer Gebührentatbestand ist die Ausstellung einer steuerlichen
Unbedenklichkeitsbescheinigung.
 
Die in den finanziellen Auswirkungen angegebenen Mehrerträge sind Auswirkungen, die
aufgrund des neuen Gebührentatbestands und der Erhöhung bereits vorhandener
Gebührentarife erwartet werden. Über die Verwaltungskostensatzung der Stadt Halle (Saale)
werden jährlich Erträge in Höhe von ca. 100.000 EUR erzielt. Der Hauptteil der
Gebührenerhebung im Rahmen des Verwaltungshandelns erfolgt auf Basis der Allgemeinen
Gebührenordnung des Landes (AIIGO LSA). Über den vorgegebenen Landeskontenrahmen
werden die Erträge aus beiden Vorschriften gleichermaßen verbucht, sodass eine Trennung
und exakte Bezifferung der Erträge nach der jeweiligen Vorschrift nicht möglich ist. 
 
 
Familienverträglichkeit:
 
keine Auswirkungen
 
 
 
 
 
Anlagen:
 
Anlage 1 (Verwaltungskostensatzung)
Anlage 2 (Synopse)
 
 
 
 
 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html#238920



